
 

Das Amtsblatt erscheint mindestens einmal wöchentlich und ist bei folgenden Einrichtungen der Stadtverwaltung Ludwigshafen 
am Rhein erhältlich: Bürgerservice, Bismarckstraße 21, mit den Außenstellen Oggersheim, Oppau und Achtmorgenstraße 9, 
sowie in den Büros der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher; darüber hinaus wird das Amtsblatt im Internet auf www.ludwigs-
hafen.de veröffentlicht. 
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BEKANNTMACHUNG 

über die Durchführung einer Online-Konsultation 

im 

Planfeststellungsverfahren Erweiterung der Deponie Hoher Weg, Ludwigshafen-Rheingönheim 

nach § 35 Absatz 2 Kreislaufwirtschaftsgesetz 

In dem vom Wirtschaftsbetrieb Ludwigshafen (Eigenbetrieb der Stadt Ludwigshafen am Rhein) bean-

tragten Planfeststellungsverfahren zur Erweiterung der Deponie Hoher Weg (Deponieklasse I) in Lud-

wigshafen-Rheingönheim wird anstelle des Erörterungstermins eine Online-Konsultation gemäß § 5 

Abs. 2, 3 und 4 des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) stattfinden. 

Die Durchführung der Online-Konsultation wird hiermit gemäß den §§ 5 Abs. 3 S. 2 PlanSiG i. V. m. § 

73 Abs. 6 S. 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) öffentlich bekannt gegeben. 

Im Zuge der Durchführung des vorgeschriebenen Planfeststellungsverfahrens wurden die Antrags- und 

Planunterlagen öffentlich ausgelegt, um den Betroffenen Gelegenheit zu geben, Einwendungen zu er-

heben. Darüber hinaus wurde den Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird, 

Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnah-

men von Vereinigungen (§ 73 Abs. 4 S. 5 VwVfG) sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan 

sind nach § 73 Abs. 6 VwVfG mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie 

denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. 
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Es handelt sich dabei üblicherweise um einen Erörterungstermin in Präsenz. Aufgrund der anhaltenden 

pandemischen Situation durch das SARS-CoV-2-Virus ist die sichere Durchführung eines Präsenz- 

termins nicht gewährleistet, so dass zur Minimierung der Risiken für die Beteiligten und zur Verfahrens-

sicherheit auf die Möglichkeit der Durchführung einer Online-Konsultation gemäß § 5 Abs. 2 bis 4 des 

PlanSiG zurückgegriffen wird. 

Die Online-Konsultation ersetzt den Erörterungstermin. 

Gemäß § 73 Abs. 6 S. 3 VwVfG werden die Behörden, die Antragstellerin und diejenigen, die Einwen-

dungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, individuell von der Online-Konsultation be-

nachrichtigt. 

Für die Online-Konsultation werden den zur Teilnahme Berechtigten die sonst im Erörterungstermin zu 

behandelnden Informationen ab dem 13. Januar 2023 über die Internetseite des Landesbetriebs Daten 

und Information (erreichbar über die Website www.ldi-safe.rlp.de) zugänglich gemacht. Teilnahmebe-

rechtigte, die keine Zugangsdaten erhalten haben, melden sich bitte vor Beginn oder auch während der 

Online-Konsultation unter Angabe ihres vollständigen Namens, ihrer Adresse und ihrer E-Mail-Adresse 

an folgende E-Mail-Adresse: 

PFV_Hoher_Weg@sgdsued.rlp.de 

oder postalisch an 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Referat 31 

z.Hd. Frau Graf 

Friedrich-Ebert-Straße 14, 

67433 Neustadt an der Weinstraße 

Den zur Teilnahme Berechtigten wird Gelegenheit gegeben, sich vom 13.Januar 2023 bis einschließlich 

13. Februar 2023 schriftlich oder elektronisch dazu zu äußern (§ 5 Abs. 4 S. 1 und 2 PlanSiG). Teilnah-

meberechtigte sind die oben genannten Personen und Stellen. 

Der genaue zeitliche Ablaufplan wird auf der Homepage der SGD Süd unter:  

https://sgdsued.rlp.de/de/service/oeffentlichkeitsbeteiligung-bekanntmachungen/ 

einsehbar sein. 

Die Regelungen über die Online-Konsultation lassen den bereits eingetretenen Ausschluss von Ein-

wendungen unberührt (§ 5 Abs. 4 S. 4 PlanSiG) 

Soweit sich jemand im Termin vertreten lässt, ist die Vertretungsbefugnis durch Vollmacht nachzuwei-

sen. 

Die Online-Konsultation ist grundsätzlich nicht öffentlich. Eine Teilnahme ist nur mit Zugangsdaten mög-

lich. Die Weitergabe der Zugangsdaten sowie der eingestellten Dokumente ist ausschließlich an Bevoll-

mächtigte und Beistände zulässig. 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass die formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben 

eines Beteiligten erörtert werden können. 

Die Bekanntmachung ist auf der Homepage der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd unter dem 

Link www.sgdsued.rlp.de (Service Öffentlichkeitsbeteiligung / Bekanntmachungen) abrufbar. 

  

mailto:PFV_Hoher_Weg@sgdsued.rlp.de


 

 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein Verfahren nach § 4 UVPG, für das vor dem 16. Mai 2017 ein 

Verfahren zur Unterrichtung über voraussichtlich beizubringende Unterlagen in der bis dahin geltenden 

Fassung des § 5 Absatz 1 UVPG eingeleitet wurde. Damit ist das vorliegende Verfahren gemäß § 74 

Absatz 2 UVPG nach den Vorschriften des UVPG in der bis dahin geltenden Fassung zu Ende zu füh-

ren. 

Neustadt an der Weinstraße, 15.12.2022 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

In Vertretung 

Jürgen Decker 

 

Bekanntmachung 

Alle Grundstückseigentümer, die im Jagdkataster der Jagdgenossenschaft Maudach eingetragen sind, 

werden hiermit zur Jagdgenossenschaftsversammlung 2023 am 

Dienstag, 31. Januar 2023, 18.30 Uhr,  

Gaststätte "Adams alte Scheune", Maudacher Str. 441, 67065 Ludwigshafen, 

eingeladen. 

T a g e s or d n u n g 

1. Kassenbericht und Kassenprüfung 2021/22 und 2022/23 

2. Entlastung des Vorstandes 2021/22 und 2022/23 

3. Verwendung des Jagdpachtschillings 

4. Verschiedenes 

Das Jagdkataster liegt vom 13. Januar 2023 bis 27. Januar 2023 in der VR-Bank Maudach, Hinden-

burgstr. 25 a, 67067 Ludwigshafen, zur Einsichtnahme aus. 

Die Jagdgenossen werden aufgefordert, dort evtl. Besitzänderungen unter Vorlage der Urkunden zur 

Berichtigung des Katasters innerhalb der Auslegefrist anzugeben. 

gez. 

Der Jagdvorstand 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 03.03.2021 zur wesentlichen Änderung in der PE-Wachs-Fabrik. 

Vorhaben: Umrüstung TNOG Apparateaustausch B 2067, W 3050 und Peroxid-Entsorgung 

  



 

 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bauten H 620, H 630, H 633, H 640, Anlagen-Nr. 27.03, Gemarkung Friesenheim, Flurst.Nr 

2539/42.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.12.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 19.04.2021 zur wesentlichen Änderung in der Cyanid-Fabrik. 

Vorhaben: Neue DeNOx-Anlage für die Brenner der Cyanid-Fabrik 

  



 

 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bau B 413, Anlagen-Nr. 14.02, Gemarkung Ludwigshafen, Flurst.Nr 2608/51.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.12.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Bekanntgabe gemäß § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

(UVPG) 

Die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein gibt als zuständige Genehmigungsbehörde bekannt, dass 

bei der folgenden, im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens beantragten 

Anlage, eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt wird.  

Antrag der Fa. BASF SE vom 22.03.2021 zur wesentlichen Änderung in der Aminonitril-Fabrik. 

Vorhaben: Sicherheitstechnische Nachrüstungen am R 830 System 

  



 

 

Standort der Anlage ist das Werksgelände der Fa. BASF SE, Ludwigshafen am Rhein, Carl-Bosch-

Straße 38, Bauten B 437, B 410, Anlagen-Nr. 14.03, Gemarkung Friesenheim, Flurst.Nr 2608/51.  

Die allgemeine Vorprüfung gemäß § 9 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 7 des UVPG hat ergeben, dass nach 

Einschätzung der Stadtverwaltung Ludwigshafen das Vorhaben aufgrund überschlägiger Prüfung unter 

Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen wären.  

Wesentliche Gründe der Entscheidung sind: 

• Die Emissionen der Gesamtanlage in die Luft sind so gering, dass Immissionskenngrößen nach TA 

Luft nicht zu ermitteln sind. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen.  

• Der Lärm-Immissionspegelanteil am relevanten Aufpunkt entspricht den Vorgaben des Lärmschutz-

konzeptes der BASF SE. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Das anfallende Abwasser kann in der Kläranlage behandelt werden. Auswirkungen auf die Nitrifikation 

in der Kläranlage werden nicht erwartet. Die Einleitung in den Vorfluter erfolgt im Rahmen der Grenz-

werte nach der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 30.08.2002, AZ.: 31/566-111 Fr 32/74. Antragsbedingt 

ergeben sich keine Änderungen.  

• Nicht vermeidbare Abfälle werden entsprechend den abfallrechtlichen Vorgaben auf Möglichkeiten der 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und des internen oder externen Recyclings überprüft. Ist dies tech-

nisch nicht möglich oder wirtschaftlich nicht zumutbar werden die Abfälle zur sonstigen Verwertung oder 

Beseitigung an dafür genehmigte Anlagen unter Berücksichtigung der sozialen Folgen abgegeben. Die 

Vorgaben gem. § 7 KrWG werden eingehalten. Antragsbedingt ergeben sich keine Änderungen. 

• Bei der beantragten Anlagenänderung handelt es sich um keine störfallrelevante Änderung des Be-

triebsbereichs der BASF SE im Sinne des § 16a BImSchG, da durch die antragsgemäßen Maßnahmen 

keine anderen störfallrelevanten Auswirkungen auf die Nachbarschaft als bisher hervorgerufen werden.  

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Ludwigshafen am Rhein, 12.12.2022 

Stadt Ludwigshafen am Rhein  

gez. 

Thewalt 

Beigeordneter 

 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter  

www.auftragsboerse.de. 

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 

Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 

Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestal-

ten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion 

Rhein-Neckar angeschlossen. 

http://www.auftragsboerse.de/

